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Melderecht des Steuerverwalters an die Vormundschaftsbehörde
Sachverhalt

Die Sozialkommission bei uns ist ziemlich neu zusammengesetzt, an der letzten Sitzung haben sie diskutiert, warum der Steuerverwalter nicht meldet, wenn jemand die Steuererklärung nicht ausfüllt, damit man frühzeitig intervenieren könnte, bevor sich jemand hoch verschuldet. Sie haben dann eingesehen, dass er dies wegen dem Datenschutz nicht machen darf. Aber es könnte ja Fälle geben, bei denen eine Gefährdungsmeldung wirklich angezeigt wäre.

Fragen: 

Unter welchen Bedingungen kann der Steuerverwalter der Gemeinde bei der VB eine Gefährdungsmeldung machen?
Erwägungen
1. Grundsätzlich stehen Beamte, resp. Angestellte des öffentlichen Dienstes unter dem Amtsgeheimnis (Art. 320 StGB), der personalrechtlichen Schweigepflicht und ggf. noch weitere berufsspezifische Schweigepflichten. 
2. Gemäss Art. 10 Abs. 1 lit. a des bernischen Datenschutzgesetzes (KDSG) sind Auskünfte an Behörden erlaubt, wenn die verantwortliche Behörde zur Erfüllung ihrer Aufgabe gesetzlich dazu verpflichtet oder ermächtigt ist. Das Steuergeheimnis des Kantons Bern ist als besondere  Schweigepflicht ausgestaltet. Gemäss Art. 153 Abs. 2 StG-BE darf eine Auskunftserteilung an Dritte nur erfolgen, wenn die steuerpflichtige Person eine schriftliche Einwilligung erteilt, eine gesetzliche Grundlage besteht oder ein überwiegendes Interesse besteht und – analog zum strafrechtlichen Amtsgeheimnis –  die Finanzdirektion die Auskunftserteilung schriftlich bewilligt. Gemäss Art. 14 KDSG dürften Daten, die unter dem Schutz besonderer Geheimhaltungsvorschriften stehen, aber nur bekannt gegeben werden, wenn der Empfänger/die Empfängerin einer entsprechenden Geheimhaltungspflicht untersteht. Das ungeschriebene Vormundschaftsgeheimnis stellt m.E. aufgrund seiner Bedeutung/Qualität und seines Umfangs eine solche besondere Schweigepflicht dar (siehe A. Elsener, Das Vormundschaftsgeheimnis, S. 191 ff.).
3. Im Kanton Bern finden sich zwar für Kindeswohlgefährdungen (Art. 25 EG ZGB-BE) und für Fälle im Zusammenhang mit einer Anwendung der FFE (Art. 24 FFEG-BE) rechtliche Grundlagen für Angestellte des öffentlichen Dienstes, eine Gefährdungsmeldung einzureichen, nicht aber bei personengebundenen Massnahmen des Erwachsenenschutzrechts.
4. Werden trotzdem Auskünfte erteilt, ohne dass die Voraussetzungen der gesetzlichen Grundlagen erfüllt sind, sind diese unzulässig. Ausnahmsweise können diese aber gerechtfertigt werden, wenn eine Notstandsituation, die Einwilligung des Verletzten, berufliche  Amtspflichten oder aber eine Pflichtenkollision die Weitergabe der Daten erlauben. 
Fazit: 

Beantwortung der Frage: 
Vorbehältlich einer Notstandsituation oder weiterer Rechtfertigungsgründen, welche  hier wohl insbesondere bei zeitlicher Dringlichkeit anwendbar sein können, kann der Steuerverwalter von sich aus nur aktiv werden und eine Gefährdungsmeldung betr. eines Erwachsenen einreichen, wenn überwiegende Interessen eine solche zulassen und die Finanzdirektion die Auskunftserteilung schriftlich bewilligt. Grund für ein überwiegendes öffentliches Interesse kann eine eindeutliche und erhebliche Schutzbedürftigkeit der betroffenen Person sein, die ggf. mit den Massnahmen des Erwachsenenschutzrechtes ausgeglichen werden kann.  Hierfür kann es hilfreich sein, wenn der Steuerverwalter auch über Inhalt und Grenzen von vormundschaftlichen Massnahmen im Bilde ist. 
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